Trumps Nicht-Regierungs-Organisation: Strategische Staatsdemontage hinter vermeintlichem Chaos by Braml, Josef
www.ssoar.info
Trumps Nicht-Regierungs-Organisation:
Strategische Staatsdemontage hinter
vermeintlichem Chaos
Braml, Josef
Veröffentlichungsversion / Published Version
Stellungnahme / comment
Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Braml, J. (2017). Trumps Nicht-Regierungs-Organisation: Strategische Staatsdemontage hinter vermeintlichem Chaos.
(DGAP-Standpunkt, 8). Berlin: Forschungsinstitut der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige Politik e.V.. https://nbn-
resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-53279-0
Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer CC BY-NC-ND Lizenz
(Namensnennung-Nicht-kommerziell-Keine Bearbeitung) zur
Verfügung gestellt. Nähere Auskünfte zu den CC-Lizenzen finden
Sie hier:
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/deed.de
Terms of use:
This document is made available under a CC BY-NC-ND Licence
(Attribution-Non Comercial-NoDerivatives). For more Information
see:
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0
Trumps Nicht-Regierungs-Organisation: 
Strategische Staatsdemontage hinter  
vermeintlichem Chaos von Josef Braml
US-Präsident Trumps Handeln wirkt auf viele Beobachter impulsiv und erratisch. 
Dennoch zeigt es in seiner vermeintlichen Inkohärenz eine klare Linie und ein klares 
Ziel: Es geht darum, die Rolle des Staates in den USA radikal zu beschneiden. Er könnte 
damit durchkommen – trotz der vehementen Kritik, die ihm insbesondere seit den 
Zwischenfällen in Charlotteville aus Wirtschaft und Gesellschaft entgegenschallt.
Wer das Agieren der Trump-Mannschaft an etablierten 
Vorbildern repräsentativer Demokratien misst, neigt 
schnell zur Annahme, dass hier eine Regierung auf der 
Versuchs-Ebene stecken bleibt. Doch es ist ein Denkfeh-
ler zu folgern, in Washington werde irrational und ohne 
stringenten Plan regiert: Donald Trump ist angetreten, 
den Einfluss des Staates auf die Wirtschaft und das Leben 
der Menschen so klein wie möglich zu machen. Dafür ha-
ben ihn seine Unterstützer zum US-Präsidenten gewählt. 
Dafür hat ihn die Wirtschaft finanziell gefördert. Und 
dafür könnte Trump sogar ein zweites Mal gewählt wer-
den – auch wenn sich derzeit hochrangige Wirtschaftsver-
treter von ihm distanzieren und seine moralische Ambi-
valenz zu rassistischen und antisemitischen Strömungen 
öffentlich verurteilen. Denn so verwerflich und erratisch 
die Auftritte des Präsidenten auch sind, seine Mission 
des Staatsabbaus ist klar und sie trifft bei Wirtschaft und 
Republikanern auf offene Türen. 
Beurteilt man Trumps bisherige politische Maßnah-
men unter diesem strategischen Ziel, ergeben sie sehr 
wohl Sinn und Kalkül. Der Haushaltsentwurf für das 
Jahr 2018 war ein erstes Indiz für die radikalen Absich-
ten der Trump-Regierung. Im Etat beschnitten wurden 
weite Einflussbereiche des Staates, darunter die sozialen 
Hilfsprogramme und der Umweltschutz, die Außen- und 
Entwicklungspolitik sowie das Personalbudget der Admi-
nistration. Ausgenommen waren einzig das Militär und 
die Nachrichtendienste. Mit seinem Haushaltsplan nahm 
Trump in Angriff, was sein Chefstratege Stephen Bannon 
unter dem Schlagwort „Rückbau des Verwaltungsstaates“ 
angekündigt hatte.
Deregulierung – oder finanzieller Aderlass  
für etablierte Regierungsstrukturen
Der finanziellen Schwächung etablierter Regierungs-
strukturen stand die Schaffung einer Art Schattenka-
binett aus vertrauten Mitarbeitern im Weißen Haus 
gegenüber: Auf höchster Ebene in die Arbeitsabläufe der 
Ministerien eingebunden, unterstehen diese Mitarbei-
ter aber keineswegs dem jeweiligen Minister, sondern 
dem stellvertretenden Stabschef im Weißen Haus, Rick 
Dearborn. Ein Schachzug, der Minister zu Ministranten 
degradiert und den Abbau des Staates weiter fortsetzt: 
Außenminister Rex Tillerson etwa, auf dessen moderie-
renden Einfluss im Weißen Haus westliche Regierungen 
hoffen, hat nicht einmal die Befugnis, einen Stellvertreter 
und weiteres wichtiges Personal zu bestimmen.
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Finanzminister Steven Mnuchin hingegen, der sein po-
litisches Handwerk als Hedgefonds-Manager und politi-
scher Fundraiser bei der Investmentbank Goldman Sachs 
lernte, hat mehr Entscheidungsmacht. Voraussetzung 
dafür ist allerdings, dass er dafür sorgt, dass die ohnehin 
behutsamen Regulierungen der Obama-Regierung im Fi-
nanzsektor wieder abgebaut werden – eine Entwicklung, 
die Stanley Fischer, Vizechef der US-Notenbank Federal 
Reserve in diesen Tagen erneut als „sehr gefährlich“ 
bezeichnete. Auch in der Energie- und Umweltpolitik 
verfolgt Trump systematisch eine Strategie von Deregu-
lierung und Demontage: Das Energieministerium leitet 
heute Rick Perry und damit ausgerechnet der Mann, der 
es als Kandidat im Präsidentschaftswahlkampf abschaf-
fen wollte. Zuvor diente er als Gouverneur von Texas; es 
war die Erdölindustrie, die seine Wahl auf diesen Posten 
finanziert hatte. In der Umweltschutzbehörde gibt Scott 
Pruitt den Ton an. Auch er ist ein ehemaliger Lobbyist, 
der in Zusammenarbeit mit Energieunternehmen die 
nun von ihm geleitete Behörde mehrfach verklagt hatte, 
um Umweltschutzbestimmungen über den Rechtsweg 
auszuhebeln. 
Neil Gorsuch – ein regulierungsfeindlicher 
Mitstreiter im obersten Gericht
Systematisch lanciert die Trump-Administration ihre 
Strategie des Staatsabbaus auch im Bereich der richterli-
chen Gewalt, nach demokratischen Grundsätzen eigent-
lich unabhängiger Wächter und Korrektiv der Exekutive. 
Peu à peu arbeitet das Weiße Haus an der Ausrichtung 
der Bundesgerichtsbarkeit von der untersten Ebene über 
die Berufungsgerichte bis hin zur höchsten Instanz, dem 
„Supreme Court“.  Die neun Richterinnen und Richter die-
ses obersten Gerichtes werden vom Präsidenten ernannt, 
müssen aber vor ihrer Berufung auf Lebenszeit von der 
Legislative, namentlich vom Senat, gebilligt werden. 
Dass Donald Trump schnell und effektiv handeln kann, 
wenn es ihm wichtig ist, zeigt Neil Gorsuchs Nominie-
rung an den Supreme Court nur elf Tage nach Trumps 
Amtseinführung. Anders als sein Vorgänger Obama, der 
sich über ein Jahr lang vergeblich abmühte, den freien 
Richterstuhl im Supreme Court zu besetzen, drückte 
Donald Trump seinen Kandidaten mit der sogenannten 
‚Nuklearoption‘ durch, sprich unter Umgehung der bis 
dato bei Abstimmungen geltenden Kontrollmechanis-
men im Parlament. Der auf die Demontage des Staates 
ausgerichtete Präsident sicherte sich so einen Mitstreiter 
an der Spitze der US-amerikanischen Gerichtsbarkeit: 
Mit Ausnahme seiner Haltung gegen Abtreibung – die 
halbe Miete für Trumps mögliche Wiederwahl durch 
seine christlich rechte Basis – gilt der ultra-konservative 
Gorsuch als Feind staatlicher Eingriffe in die private und 
wirtschaftliche Sphäre.
Haushalts- und Personalpolitik wie auch die Beset-
zungspolitik in der Judikative sind in der Trump-Admi-
nistration somit alles andere als inkohärent, sondern 
verfolgen konsistent den strategischen Kurs des Staats-
abbaus. Das gilt auch für Trumps Zusammenarbeit mit 
der Legislative: Die Wirkmacht des Staates reduziert sich 
absehbar mit jeder politischen Maßnahme, die die Staats-
verschuldung vorantreibt und damit möglichen künftigen 
Regulierungsmaßnahmen schlicht die Mittel entzieht. 
Auch im Blick darauf kalkuliert Trump auf die Kooperati-
on seiner sogenannten Parteifreunde im Kongress, wenn 
es darum geht, Steuern zu senken. 
Werden seine Wirtschaftspläne, die an die „Zauber-
Ökonomie“ Ronald Reagans erinnern, umgesetzt, dann 
ist – wie schon in den 1980er Jahren – mit einem merk-
lichen Anstieg der Staatsschulden zu rechnen. Bereits 
jetzt laufen sie aus dem Ruder: Seit der Wirtschafts- und 
Finanz krise 2007/08 haben sie sich auf derzeit 19 Billio-
nen Dollar verdoppelt; darin sind die Schulden der Ein-
zelstaaten und Kommunen nicht einmal eingerechnet. 
Leere Kassen – und Leerlauf für  
künftige Regierungen
Schon bald könnte der amerikanische Staat also hand-
lungsunfähig werden – zumal die demografische Ent-
wicklung in absehbarer Zeit zusätzlich die Sozialkassen 
sprengen wird. In wenigen Jahren erreicht die Genera-
tion der Baby-Boomer das Rentenalter und belastet zu-
sätzlich die Rentenversicherung wie auch Medicaid und 
Medicare, die Krankenfürsorge für sozial Schwächere 
bzw. für Ältere und Behinderte. Wie seine Vorgänger wird 
sich Präsident Trump davor hüten, die oft überlebens-
wichtigen Programme für ältere Menschen anzutasten; 
dazu ist diese besonders aktive Wählergruppe auch für 
ihn zu wichtig. Ohne Einschnitte in diesem Bereich aber 
wird sich die Verschuldung nach Berechnung des Con-
gressional Budget Office in zehn Jahren auf 86 Prozent 
des BIP und bis 2046 auf 141 Prozent des BIP auftürmen – 
eine Größenordnung, die selbst die im Zweiten Weltkrieg 
erreichte Höchstmarke von 106 Prozent übertrifft. Schon 
jetzt warnt die Behörde, dass der steigende Schuldenberg 
„substanzielle Risiken“ für das Land berge. Es drohe ein 
Finanzkollaps, der die Handlungsfähigkeit des Staates 
lahmlegen könne. 
Leere Kassen bedeuten Leerlauf für künftige Regierun-
gen: Auch mit seiner Schuldenpolitik trimmt Trump den 
amerikanischen Staat somit auf die reduzierte Rolle hin, 
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die ihm Lobbyisten und ihre Auftraggeber aus der Wirt-
schaft zubilligen. Tea-Party-Aktivisten sind davon beseelt, 
den Staat so klein wie möglich zu machen, damit man ihn 
„wie ein Baby im Bade ertränken“ könne – so eine häufig 
zitierte Witzelei von Grover Norquist, Stratege der liber-
tären Bewegung und Chef der Vereinigung ‚Americans 
for Tax Reform‘. In seinem Büro im Herzen Washingtons 
treffen sich mittlerweile wöchentlich bis zu 150 Amts-
träger aus Legislative und Exekutive sowie Vertreter von 
Interessengruppen und Basisorganisationen. Ihr Thema: 
Immer wieder die Steuerpolitik. Und Norquist hat eine 
große Mehrheit der Republikaner in Abgeordnetenhaus 
und Senat bereits dazu gebracht, öffentlich zu schwören, 
dass sie künftig keiner Steuererhöhung mehr zustimmen 
werden.
Trumps Chaos hat also System und die Demontage-
Politik seiner Regierung ist durchaus als choreografisches 
Ganzes zu sehen. Wer angesichts Trumps öffentlichkeits-
wirksamer Brüche mit etablierten politischen Prozessen 
hofft, dass die Administration entweder ‚zu Verstand 
kommt‘ oder früher oder später zum Scheitern verurteilt 
ist, der sollte sich nicht täuschen. Die von Trump und sei-
nen Unterstützern betriebene Strategie des Staatsabbaus 
ist ernst zu nehmen – und sie hat langfristige Konsequen-
zen. 
Dr. Josef Braml ist USA-Experte der Deutschen Gesell-
schaft für Auswärtige Politik (@dgapev) und Autor des 
Bestsellers „Trumps Amerika – Auf Kosten der Freiheit“. 
Folgen Sie ihm auf Twitter unter @josef_braml
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